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Seit 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 

aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 € pro Jahr.

Die aktuelle CD-Rom, Stand Januar 2010, ist Ende Februar erhältlich.

Das Bestellformular mit den Preisen befi ndet sich im GV-Blatt 2006 Nr. 29, S. 472.

Informationen zur CD-ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal: https://recht.nrw.de.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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Gesetz
zur Änderung des Landesplanungsgesetzes NRW 

(LPIG) und weiterer Vorschriften
Vom 16. März 2010

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Änderung des Landesplanungsgesetzes NRW (LPIG) 

und weiterer Vorschriften

230
Artikel 1

Das Landesplanungsgesetz (LPlG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 24. 
Juni 2008 (GV. NRW. S. 514), wird wie folgt geändert:

 1.  Das Inhaltsverzeichnis erhält folgende Fassung:

 „Inhaltsverzeichnis

 Teil 1:
 Allgemeine Vorschriften

 § 1
 Raumordnung in Nordrhein-Westfalen

 § 2
 Begriffsbestimmungen

 § 3
 Landesplanungsbehörde

 § 4

 Regionalplanungsbehörde

 § 5
 Untere staatliche Verwaltungsbehörde

 Teil 2:
 Regionale Planungsträger

 § 6
 Regionale Planungsträger

 § 7
 Stimmberechtigte Mitglieder des Regionalrates

 § 8
 Beratende Mitglieder des Regionalrates

 § 9
 Aufgaben

 § 10
 Organisation des Regionalrats

 § 11
 Rechte und Pfl ichten der Mitglieder

 Teil 3:
 Gemeinsame Vorschriften für Raumordnungspläne

 § 12
 Allgemeine Vorschriften für Raumordnungspläne

 § 13
  Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungs-

plänen

 § 14
 Bekanntmachung von Raumordnungsplänen

 § 15 
 Planerhaltung

 § 16
 Zielabweichungsverfahren

 Teil 3.1:
  Besondere Vorschrift für das Landesentwicklungs-

programm

 § 16 a

 Landesentwicklungsprogramm

 Teil 4:
  Besondere Vorschriften für die Landesentwicklungs-

pläne und die Regionalpläne

 § 17
  Inhalt und Aufstellung der Landesentwicklungs-

pläne

 § 18
 Inhalt der Regionalpläne

 § 19
 Erarbeitung und Aufstellung der Regionalpläne

 Teil 5:
 Braunkohlenausschuss

 § 20
 Bezeichnung, Sitz und Zusammensetzung 

 § 21
 Stimmberechtigte Mitglieder

 § 22
 Beratende Mitglieder

 § 23
 Organisation des Braunkohlenausschusses

 § 24
 Aufgaben des Braunkohlenausschusses

 Teil 6:
 Besondere Vorschriften für Braunkohlenpläne

 § 25
 Braunkohlenplangebiet

 § 26
 Inhalt der Braunkohlenpläne

 § 27
 Umweltverträglichkeit und Sozialverträglichkeit

 § 28
 Erarbeitung und Aufstellung

 § 29
 Genehmigung

 § 30
 Änderung von Braunkohlenplänen

 § 31
 Landbeschaffung

 Teil 7:
 Raumordnungsverfahren

 § 32
 Raumordnungsverfahren

 Teil 8:
  Instrumente zur Planverwirklichung und Plansiche-

rung

 § 33
 Befugnisse der Landesplanungsbehörde

 § 34
 Anpassung der Bauleitplanung

 § 35
 Kommunales Planungsgebot und Entschädigung

 § 36
  Untersagung raumbedeutsamer Planungen und 

Maßnahmen; Entschädigung

 § 37
 Abstimmungs-, Mitteilungs- und Auskunftspfl ichten

 Teil 9:
 Ergänzende Vorschriften 

 § 38
 Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen
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 § 39
 Übergangsvorschrift

 § 40
 Inkrafttreten, Berichtspfl icht“.

 2.   Die Überschrift „1. Abschnitt: Aufgabe, Leitvorstel-
lung und Begriffsbestimmungen“ wird gestrichen.

 3.  § 1 erhält folgende Fassung:

 „§ 1
 Raumordnung in Nordrhein-Westfalen

  (1) Das Landesgebiet und seine Teilräume sind ge-
mäß § 1 Raumordnungsgesetz zu entwickeln, zu ord-
nen und zu sichern.

  (2) Die Landes- und Regionalplanung ist nach nähe-
rer Bestimmung dieses Gesetzes eine gemeinschaftli-
che Aufgabe von Staat und Selbstverwaltung, die 
dem Gegenstromprinzip nach dem Raumordnungs-
gesetz verpfl ichtet ist.“

 4.  § 2 wird wie folgt gefasst:

 „§ 2
 Begriffsbestimmungen

  (1) Raumordnungspläne sind die Landesentwick-
lungspläne, die Regionalpläne, die Braunkohlenplä-
ne und der Regionale Flächennutzungsplan.

  (2) Landesplanung ist die Planung für das gesamte 
Landesgebiet.

  (3) Regionalplanung ist die Planung für das Gebiet 
der Regierungsbezirke Detmold und Köln, des Regi-
onalverbandes Ruhr nach Maßgabe des Gesetzes 
über den Regionalverband Ruhr sowie der Regie-
rungsbezirke Arnsberg, Düsseldorf und Münster oh-
ne das zum Regionalverband Ruhr gehörende Ge-
biet.“

 5.   Die Überschrift „2. Abschnitt: Staatliche Organisati-
on“ wird gestrichen.

 6.   In § 3 Nummer 2 werden die Wörter „einschließlich 
des Einsatzes raumwirksamer Investitionen,“ gestri-
chen.

 7.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „Sie hat dafür zu sorgen, dass die Ziele der 
Raumordnung bei raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen beachtet und die Grundsätze 
und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung 
berücksichtigt werden; sie ist deshalb in Verfah-
ren, die solche Planungen und Maßnahmen zum 
Gegenstand haben, zu beteiligen.“

 b)   Es werden folgende neue Absätze 3 und 4 einge-
fügt:

   „(3) Die Regionalplanungsbehörde kann an den 
in § 13 Raumordnungsgesetz genannten Formen 
der Zusammenarbeit mitwirken.

   (4) Den Regionalplanungsbehörden obliegt die 
Raumbeobachtung im jeweiligen Planungsgebiet 
und die Überwachung nach § 9 Absatz 4 Raum-
ordnungsgesetz (Monitoring). Sie führen in Zu-
sammenarbeit mit den Gemeinden insbesondere 
ein Siedlungsfl ächenmonitoring durch.

   Sie berichten der Landesplanungsbehörde regel-
mäßig, spätestens nach Ablauf von drei Jahren, 
über den Stand der Regionalplanung, die Ver-
wirklichung der Raumordnungspläne und Ent-
wicklungstendenzen. Sie überwachen die erheb-
lichen Auswirkungen der Durchführung der 
Raumordnungspläne auf die Umwelt, um insbe-
sondere frühzeitig unvorhergesehene negative 
Auswirkungen zu übermitteln und in der Lage zu 
sein, geeignete Abhilfemaßnahmen zu ergreifen.“

   Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 5 
und 6.

 c)   Im Absatz 6 (neu) werden die Wörter „Bezirkspla-
nerin oder Bezirksplaner“ durch die Wörter „Re-
gionalplanerin oder Regionalplaner“ ersetzt.

 8.  § 5 wird wie folgt ergänzt:

  Nach dem Wort „beachtet“ werden die Wörter „und 
die Ergebnisse von Raumordnungsverfahren“ durch 
die Wörter „sowie die Grundsätze und sonstigen Er-
fordernisse der Raumordnung“ ersetzt.

 9.   In der Überschrift des dritten Abschnitts wird die 
Angabe „3. Abschnitt“ durch die Angabe „Teil 2:“ 
ersetzt.

10.   § 6 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 wird wie folgt ge-
fasst:

  „§§ 9, 16, 19, 32, 35 Absatz 2 Satz 2 und 37 Absatz 3 
gelten entsprechend.“

11.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 wird folgender Satz 2 neu eingefügt:

   „Für die Städteregion Aachen gilt Satz 1 entspre-
chend.“

   Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4.

 b)  In Absatz 8 wird folgender Satz 3 neu eingefügt:

   „Bei der Rundung sind  Zahlenbruchteile unter 
0,5 auf die darunter liegende Zahl abzurunden 
und Zahlenbruchteile ab 0,5 auf die darüber lie-
gende Zahl aufzurunden.“

  Die Sätze 3 bis 6 werden Sätze 4 bis 7.

 c)   In Absatz 9 werden die Wörter „den Gemeinde-
wahlen“ durch die Wörter „Beginn der Wahlzeit 
der Gemeindevertretungen“ ersetzt.

 d)  Absatz 12 wird wie folgt geändert:

  1.   In Satz 3 werden nach den Wörtern „Wähler-
gruppe zu, der“ der Halbsatz wie folgt gefasst 
„das ausgeschiedene oder nicht rechtswirksam 
gewählte Mitglied zugerechnet worden ist.“

  2.   In Satz 4 werden nach den Wörtern „oder Wäh-
lergruppe“ die Wörter „eine Listenbewerberin 
oder“ eingefügt.

12.  § 8 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „und der 
Regionalstellen Frau und Beruf“ gestrichen.

 b)   In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter “das Mit-
glied der Regionalstellen Frau und Beruf, das im 
Dienst eines Kreises oder einer Gemeinde steht, 
und“ gestrichen.

13.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „Sie berät mit dem Regionalrat die Vorbereitung 
und Festlegung von raumbedeutsamen und struk-
turwirksamen Planungen sowie Förderprogram-
me und -maßnahmen des Landes von regionaler 
Bedeutung,z. B. auf den Gebieten:

  Städtebau,
  Verkehr (soweit nicht in Absatz 4 geregelt),
  Freizeit- und Erholungswesen, Tourismus,
  Landschaftspfl ege,
  Wasserwirtschaft,
  Abfallbeseitigung und Altlasten,
  Kultur.“

 b)   In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „, der integ-
rierten Gesamtverkehrsplanung“ und die Wörter 
„und den öffentlichen Personennahverkehr“ ge-
strichen.

 c)    In Absatz 5 werden nach den Wörtern „die Ziele 
der Raumordnung beachtet“ die Wörter „sowie 
die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der 
Raumordnung berücksichtigt“ eingefügt.
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14.   In § 10 Absatz 2 Satz 2 werden nach den Wörtern 
„Er wird“ die Wörter „von der Vorsitzenden oder“ 
angefügt.

15.   Die Überschrift „II. Teil: Raumordnungspläne“ und 
„1. Abschnitt: Gemeinsame Vorschriften“ werden wie 
folgt ersetzt:

 „Teil 3:
 Gemeinsame Vorschriften für Raumordnungspläne“.

16.  Die §§ 12 bis 16 werden wie folgt ersetzt:

 „§ 12
 Allgemeine Vorschriften für Raumordnungspläne

  (1) Raumordnungspläne bestehen aus textlichen 
oder zeichnerischen Festlegungen mit zugeordneten 
Erläuterungen.

  (2) Sofern nicht ausdrücklich anders festgelegt, ha-
ben Vorranggebiete zugleich die Wirkung von Eig-
nungsgebieten.

  (3) Vorliegende Fachbeiträge sind bei der Erarbei-
tung von Raumordnungsplänen zu berücksichtigen.

  (4) Ist bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen 
eine Umweltprüfung erforderlich, ist diese nach § 9 
Raumordnungsgesetz durchzuführen.

  (5) Die Landesentwicklungspläne sind mit benach-
barten Bundesländern, die übrigen Raumordnungs-
pläne mit angrenzenden Planungsräumen abzustim-
men.

 § 13
 Beteiligung bei der Aufstellung 
 von Raumordnungsplänen

  (1) Das Beteiligungsverfahren richtet sich nach § 10 
Raumordnungsgesetz. Der Entwurf des Raumord-
nungsplans mit seiner Begründung ist für die Dauer 
von mindestens zwei Monaten bei der Regionalpla-
nungsbehörde sowie den Kreisen und kreisfreien 
Städten, auf deren Bereich sich die Planung er-
streckt, öffentlich auszulegen und kann ergänzend 
elektronisch veröffentlicht werden. Bei Planände-
rung kann die Frist auf einen Monat verkürzt wer-
den.

  Ort und Dauer der Auslegung sowie die Internetad-
resse sind mindestens zwei Wochen vorher im jewei-
ligen Bekanntmachungsorgan bekannt zu machen; 
dabei ist darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen 
während der Auslegungsfrist abgegeben werden 
können.

  (2) Wird bei der Aufstellung eines Raumordnungs-
plans eine Umweltprüfung durchgeführt, sind zu-
sätzlich der Umweltbericht sowie weitere, nach Ein-
schätzung der für den Raumordnungsplan 
zuständigen Stelle zweckdienliche Unterlagen ge-
mäß Absatz 1 auszulegen.

  (3) Wird der Planentwurf nach Durchführung der 
Verfahren nach den Absätzen 1 und 2 wesentlich ge-
ändert, ist der geänderte Teil erneut auszulegen; in-
soweit sind die Stellungnahmen erneut einzuholen. 
Die Dauer der Auslegung und die Frist zur Stellung-
nahme kann angemessen verkürzt werden.

 § 14
 Bekanntmachung von Raumordnungsplänen

  Der Landesentwicklungsplan, der Bekanntmachungs-
erlass für die Regionalpläne und die Genehmigung 
der Braunkohlenpläne und des Regionalen Flächen-
nutzungsplans werden im Gesetz- und Verordnungs-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen bekannt 
 gemacht. Mit der Bekanntmachung wird der Raum-
ordnungsplan wirksam.

  Die Landesentwicklungspläne können bei der Lan-
desplanungsbehörde und den Regionalplanungsbe-
hörden, die übrigen Raumordnungspläne zusätzlich 
bei den Kreisen und Gemeinden, auf deren Bereich 
sich die Planung erstreckt, eingesehen werden; in der 
Bekanntmachung wird darauf hingewiesen.

 § 15
 Planerhaltung

  Die Unbeachtlichkeit von Verfahrens- und Formvor-
schriften dieses Gesetzes richtet sich nach § 12 
Raumordnungsgesetz. Die nach § 12 Absatz 5 Raum-
ordnungsgesetz zuständige Stelle ist für die Landes-
entwicklungspläne die Landesplanungsbehörde, für 
die übrigen Raumordnungspläne die Regionalpla-
nungsbehörde.

 § 16
 Zielabweichungsverfahren

  (1) Von Zielen der Raumordnung kann im Einzelfall 
in einem besonderen Verfahren abgewichen werden, 
wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt wer-
den und die Abweichung unter raumordnerischen 
Gesichtspunkten vertretbar ist. Das Zielabwei-
chungsverfahren kann mit einem Raumordnungsver-
fahren verbunden werden.

  (2) Antragsbefugt sind die öffentlichen Stellen und 
Personen des Privatrechts, die das Ziel der Raum-
ordnung zu beachten haben.

  (3) Zuständig für das Zielabweichungsverfahren 
beim Landesentwicklungsplan ist die Landespla-
nungsbehörde. Sie entscheidet im Einvernehmen mit 
den fachlich zuständigen Ministerien und im Beneh-
men mit dem für die Landesplanung zuständigen 
Ausschuss des Landtags.

  (4) Die Regionalplanungsbehörde ist zuständig für 
das Zielabweichungsverfahren bei Regionalplänen. 
Sie entscheidet im Benehmen mit den fachlich be-
troffenen öffentlichen Stellen und im Einvernehmen 
mit der Belegenheitsgemeinde und dem regionalen 
Planungsträger.“

17.  Nach § 16 wird folgender Teil eingefügt:

 „Teil 3.1:
  Besondere Vorschrift für das Landes-

entwicklungsprogramm

 § 16 a
 Landesentwicklungsprogramm

  Das Landesentwicklungsprogramm wird als Gesetz 
beschlossen. Es enthält Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung. Für das von der Landesplanungsbe-
hörde durchzuführende Erarbeitungsverfahren gel-
ten §§ 9 und 10 des Raumordnungsgesetzes entspre-
chend.“

18.   Die Überschrift „2. Abschnitt: Besondere Vorschrif-
ten für den Landesentwicklungsplan“ wird wie folgt 
gefasst:

 „Teil 4:
 Besondere Vorschriften für die Landes-
 entwicklungs- und die Regionalpläne“.

19.  § 17 wird wie folgt gefasst:

 „§ 17
 Inhalt und Aufstellung des Landes-

entwicklungsplans

  (1) Der Landesentwicklungsplan legt die Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung für die Gesamtent-
wicklung des Landes fest. Die raumbedeutsamen Er-
fordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspfl ege sind gemäß Landschaftsgesetz 
unter Abwägung mit den anderen raumbedeutsamen 
Planungen in den Landesentwicklungsplan aufzu-
nehmen.

  Die Festlegungen nach Satz 1 können in sachlichen 
und räumlichen Teilplänen erfolgen.

  Er wird von der Landesplanungsbehörde im Einver-
nehmen mit den fachlich zuständigen Landesminis-
terien erarbeitet; die Auslegung nach § 13 erfolgt bei 
den Regionalplanungsbehörden. Nach Durchführung 
des Aufstellungsverfahrens leitet die Landesregie-
rung die Planentwürfe dem Landtag mit einem Be-
richt über das Aufstellungsverfahren zu.
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  (2) Der Landesentwicklungsplan wird von der Lan-
desregierung mit Zustimmung des Landtags als 
Rechtsverordnung beschlossen.“

20.  § 18 wird gestrichen.

21.   Die Überschrift „3. Abschnitt: Besondere Vorschrif-
ten für Regionalpläne“ wird gestrichen.

22.   § 19 wird zu § 18 (neu) und in der Überschrift wer-
den die Wörter „und besondere Funktionen“ gestri-
chen.

23.  § 20 wird § 19 (neu) und wie folgt geändert:

 „§ 19
 Erarbeitung und Aufstellung der Regionalpläne“.

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Hat der Regionalrat die Erarbeitung des Re-
gionalplanes beschlossen, führt die Regionalpla-
nungsbehörde das Erarbeitungsverfahren durch 
und berichtet dem Regionalrat über das Ergebnis 
des Erarbeitungsverfahrens. Der Bericht muss die 
Anregungen, über die keine Einigkeit erzielt wur-
de, aufzeigen.“

 b)   Absatz 3 wird gestrichen. Die bisherigen Absätze 
4 bis 7 werden Absätze 3 bis 6 (neu).

 c)   In Absatz 3 (neu) werden die Sätze 1 und 2 wie 
folgt gefasst:

   „Nach Ablauf der Frist zur Stellungnahme sind 
die fristgemäß vorgebrachten Anregungen der öf-
fentlichen Stellen und der Personen des Privat-
rechts nach § 4 Raumordnungsgesetz mit diesen 
zu erörtern. Ein Ausgleich der Meinungen ist an-
zustreben.“

 d)  Absatz 5 (neu) wird wie folgt gefasst:

   „(5) Änderungen eines Regionalplanes können in 
einem vereinfachten Verfahren durchgeführt wer-
den, soweit nicht die Grundzüge der Planung 
 berührt werden; für die Eröffnung des Erar-
beitungsverfahrens genügt der Beschluss des Vor-
sitzenden und eines weiteren stimmberechtigten 
Mitglieds des Regionalrates; bestätigt der Regio-
nalrat bei seiner nächsten Sitzung diesen Be-
schluss nicht, hat die Regionalplanungsbehörde 
die Erarbeitung der Änderung des Regionalpla-
nes einzustellen.“

 e)  Absatz 6 (neu) wird wie folgt gefasst:

   „(6) Regionalpläne und Änderungen von Regio-
nalplänen bedürfen nicht der Genehmigung der 
Landesplanungsbehörde. Sie sind der Landespla-
nungsbehörde anzuzeigen.

   Ihre Bekanntmachung erfolgt, wenn die Landes-
planungsbehörde nicht innerhalb der Frist von 
höchstens drei Monaten nach Anzeige aufgrund 
einer Rechtsprüfung unter Angabe von Gründen 
im Einvernehmen mit den fachlich zuständigen 
Landesministerien Einwendungen erhoben hat. 
Die Frist beginnt mit Eingang der vollständigen 
Unterlagen.

   Teile von Regionalplänen können vorweg bekannt 
gemacht oder von der Bekanntmachung ausge-
nommen werden.“

24.  § 21 und § 22 werden gestrichen.

25.   Die Überschrift „IV. Teil: Sondervorschriften für das 
Rheinische Braunkohlenplangebiet“ wird gestrichen.

26.   Die Überschrift „1. Abschnitt: Allgemeine Vorschrif-
ten“ wird gestrichen.

27.  § 38 wird gestrichen.

28.   In der Überschrift „2. Abschnitt: Braunkohlenaus-
schuss“ wird die Angabe „2. Abschnitt:“ durch die 
Angabe „Teil 5:“ ersetzt.

29.  Die bisherigen §§ 39 bis 43 werden §§ 20 bis 24.

30.  § 23 Abs. 3 (neu) wird wie folgt gefasst:

  „(3) Zur Bearbeitung seiner Aufgaben nach § 24 
kann der Braunkohlenausschuss Arbeitskreise aus 
seiner Mitte bilden.“

31.  § 37 wird § 25 (neu).

32.  Die bisherigen §§ 44 bis 49 werden §§ 26 bis 31.

33.  § 20 (neu) wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung:

   „(1) Als zuständiges Gremium für die Braunkoh-
lenplanung wird der Braunkohlenausschuss ein-
gerichtet.“

 b)  Absatz 2 erhält folgende Fassung:

   „(2) Im Braunkohlenausschuss sind stimmbe-
rechtigte Mitglieder der Kommunalen Bank (§ 21 
Absatz 1), der Regionalen Bank (§ 21 Absatz 3) 
und der Funktionalen Bank (§ 21 Absatz 6) sowie 
beratende Mitglieder (§ 22) vertreten. § 11 gilt 
entsprechend.“

 c)   In Absatz 5 wird die Zahl „40“ durch die Zahl 
„21“ ersetzt.

 d)  In Absatz 6 erhält Satz 5 folgende Fassung:

   „§ 7 Absätze 5 und 8 und 11 bis 13 gelten ent-
sprechend.“

 e)   Die bisherigen Absätze 8 bis 12 werden gestri-
chen.

34.  § 22 (neu) wird wie folgt geändert:

 a)   Die Wörter „der Oberen Flurbereinigungsbehör-
de,“ werden durch die Wörter „des Landesbetrie-
bes Wald und Holz NRW“ ersetzt.

 b)   Die Wörter „Ökologie, Bodenordnung und Fors-
ten“ werden durch die Wörter „Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz“ ersetzt.

 c)  Die Wörter „und

   – der Regionalstellen Frau und Beruf“ werden 
gestrichen.

35.   Die Überschrift „3. Abschnitt: Braunkohlenpläne“ 
erhält folgende Fassung:

 „Teil 6:
 Besondere Vorschriften für die Braunkohlenpläne“.

36.  § 26 (neu) wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 wird folgender Satz 4 (neu) eingefügt:

   „Bei Braunkohlenplänen, die die Festlegung von 
Umsiedlungsstandorten zum Gegenstand haben, 
ist deren Größe für ihre bedarfsgerechte Ausstat-
tung nach Maßgabe von § 48 Absatz 1 Satz 2 des 
Landesenteignungs- und -entschädigungsgesetz 
vom 20. Juni 1989 (GV. NRW. S. 366, ber. S. 570) in 
der jeweils geltenden Fassung zu ermitteln.“

  Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

 b)   Absatz 3 Satz 1 wird in Absatz 2 als Satz 6 integ-
riert. Sätze 2 und 3 werden gestrichen.

 c)  Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

   „(3) Grundlagen der Größenermittlung für die 
Umsiedlungsstandorte sind die voraussichtliche 
Zahl der Teilnehmer an der gemeinsamen Um-
siedlung sowie die städtebauliche Planung der 
Kommune. Der Kommune und dem Bergbautrei-
benden obliegt die einvernehmliche Festlegung 
der am Umsiedlungsstandort zu errichtenden Inf-
rastruktur. Kommt eine Einigung nach Satz 2 bis 
zum Aufstellungsbeschluss nicht zustande, legt 
der Braunkohlenausschuss den Mindestfl ächen-
bedarf auf der Grundlage einer städtebaulichen 
Empfehlung der Bezirksregierung Köln fest.“

37.  § 27 (neu) wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  1.   In Satz 1 wird die Angabe „Artikel 5 der Ver-
ordnung vom 10. August 1998 (BGBl I S. 2093)“ 
durch die Angabe “Artikel 2 der Verordnung 
vom 24. Januar 2008 (BGBl. I. S. 85)“ ersetzt 
und der Verweis „nach den §§ 14 und 15 dieses 
Gesetzes“ gestrichen.
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  2.   In Satz 2 wird der Verweis „der §§ 14 und 15 
dieses Gesetzes“ durch den Verweis „des § 9 
des Raumordnungsgesetzes“ ersetzt.

  3.  Satz 3 wird wie folgt gefasst:

    „Die öffentlichen Stellen gemäß § 28 Absatz 1 
sind zu beteiligen.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Sobald der Bergbautreibende den Braun-
kohlenausschuss über das geplante Abbauvorha-
ben unterrichtet hat, soll die Regionalplanungs-
behörde Köln mit ihm Gegenstand, Umfang und 
Methoden der Umweltprüfung, der Umweltver-
träglichkeitsprüfung und der Prüfung der Sozial-
verträglichkeit erörtern. Hierzu werden andere 
Behörden, Sachverständige und Dritte hinzuge-
zogen. Die Regionalplanungsbehörde soll den 
Bergbautreibenden über den voraussichtlichen 
Untersuchungsrahmen sowie über Art und Um-
fang der voraussichtlich beizubringenden Unter-
lagen unterrichten.“

 c)   In Absatz 4 wird Satz 4 gestrichen. Der bisherige 
Satz 5 wird Satz 4 (neu).

 d)   Absatz 6 wird gestrichen. Die bisherigen Absätze 
7 und 8 werden Absätze 6 und 7.

 e)  Absatz 6 (neu) wird wie folgt geändert:

  1.  Satz 2 wird gestrichen.

  2.   Die bisherigen Sätze 3 bis 4 werden Sätze 2 
bis 3.

  3.   In Satz 3 (neu) wird die Angabe „und 3“ gestri-
chen.

38.  § 28 (neu) wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  1.   In Satz 1 werden die Wörter „die Behörden“ 
durch die Wörter „die öffentlichen Stellen“ er-
setzt.

  2.   In Satz 2 werden die Wörter „den Behörden“ 
gestrichen.

  3.   Die bisherigen Sätze 5, 6 und 8 werden gestri-
chen. Der bisherige Satz 7 wird Satz 5 (neu).

 b)   In Absatz 2 wird der Verweis auf „§ 46“ durch 
den Verweis auf „§ 27“ ersetzt.

 c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  1.   Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen. Die bis-
herigen Sätze 4 bis 9 werden Sätze 2 bis 7.

  2.   In Satz 5 (neu) werden nach der Angabe „12. 
November 1999 (GV. NRW. S. 602)“ die Wörter 
„in der jeweils geltenden Fassung“ eingefügt.

 d)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

   „(4) Die Regionalplanungsbehörde hat für die 
Erläuterung eine gesonderte zusammenfassende 
Darstellung über die Auswirkungen des Bergbau-
vorhabens auf die Umwelt einschließlich der 
Wechselwirkungen zu erarbeiten. Grundlage der 
zusammenfassenden Darstellung sind die Unter-
lagen nach § 27 Absatz 4, die Ergebnisse der Be-
teiligung von Behörden und der Öffentlichkeit 
und ggf. eigene Untersuchungen der Regional-
planungsbehörde; hinsichtlich der Sozialverträg-
lichkeit ist auf der Grundlage der Verfahrens-
ergebnisse eine Bewertung in die Erläuterung 
aufzunehmen. Die Erläuterung hat außerdem ei-
ne Bewertung der Umweltauswirkungen auf der 
Grundlage der zusammenfassenden Darstellung 
zu enthalten.“

 e)  Absatz 5 wird wie folgt geändert:

  1.  Die Sätze 2 bis 4 werden gestrichen.

  2.  Folgender Satz 2 (neu) wird eingefügt:

   „§ 19 Absatz 4 gilt entsprechend.“

39.  § 29 (neu) wird wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift werden die Wörter „und Be-
kanntmachung“ gestrichen.

 b)   In Absatz 2 werden nach dem Wort „Landesent-
wicklungsprogramm“ die Wörter „und den in den 
„Landesentwicklungsplänen“ eingefügt.

 c)   Absatz 3 wird gestrichen. Der bisherige Absatz 4 
wird Absatz 3.

40.   Die Überschrift „4. Abschnitt: Planerhaltung und 
Zielabweichungsverfahren“ und die bisherigen §§ 23 
und 24 werden gestrichen.

41.   Der 5. Abschnitt „Regionaler Flächennutzungsplan“ 
mit den §§ 25 bis 27 wird gestrichen.

42.   Die Überschrift „III. Teil: Planverwirklichung und 
Plansicherung“ und „1. Abschnitt: Raumordnungs-
verfahren“ werden durch die Überschrift „Teil 7: 
Raumordnungsverfahren“ ersetzt.

43.   Die bisherigen §§ 28 bis 30 werden gestrichen und 
durch folgenden § 32 (neu) ersetzt:

 „§ 32
 Raumordnungsverfahren

  (1) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men im Sinne von § 1 der Rechtsverordnung (§ 38 
Absatz 1 Nummer 4) wird ihre Raumverträglichkeit 
in einem besonderen Verfahren von der Regionalpla-
nungsbehörde festgestellt (Raumordnungsverfahren). 
Die Einleitung eines Raumordnungsverfahrens er-
folgt von Amts wegen. Im Raumordnungsverfahren 
für Vorhaben, für das nach Bundes- oder Landes-
recht eine Verpfl ichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, wird eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Planungs-
stand des jeweiligen Vorhabens, einschließlich der 
Prüfung von Standort- oder Trassenalternativen 
nach § 15 Absatz 1 Satz 3 des Raumordnungsgeset-
zes, durchgeführt; das Verfahren richtet sich nach § 1 
Absatz 1 UVPG NW. Im nachfolgenden Zulassungs-
verfahren kann die Prüfung der Umweltverträglich-
keit auf zusätzliche oder andere erhebliche Auswir-
kungen beschränkt werden.

  (2) Die Regionalplanungsbehörde fordert binnen 
zwei Wochen die zu beteiligenden öffentlichen Stel-
len zur Stellungnahme auf. Diesen ist eine Frist zu 
setzen, innerhalb derer sie Bedenken und Anregun-
gen zu den Planungen und Maßnahmen vorbringen 
können. Die Frist soll zwei Monate nicht überschrei-
ten. Die fristgemäß vorgebrachten Bedenken und 
Anregungen können mit den beteiligten öffentlichen 
Stellen erörtert werden.

  (3) Das Raumordnungsverfahren ist nach Abschluss 
des Beteiligungsverfahrens mit einer Raumordneri-
schen Beurteilung abzuschließen. Die Regionalpla-
nungsbehörde leitet die Raumordnerische Beurtei-
lung einschließlich Begründung umgehend dem 
Träger des Vorhabens zu und unterrichtet den Regio-
nalrat.

  (4) Die Raumordnerische Beurteilung wird ohne Be-
gründung im Amtsblatt der Bezirksregierung be-
kannt gegeben. Die Raumordnerische Beurteilung 
wird mit Begründung bei der zuständigen Regional-
planungsbehörde und bei den Kreisen und Gemein-
den, auf deren Gebiet sich das Vorhaben erstreckt, 
für die Dauer von fünf Jahren zur Einsicht für jeder-
mann bereit gehalten und kann in das Internet ein-
gestellt werden; in der Bekanntmachung wird darauf 
hingewiesen. Die Gemeinden haben ortsüblich be-
kannt zu machen, bei welcher Stelle die Raumordne-
rische Beurteilung während der Dienststunden ein-
gesehen werden kann.

  (5) Die Regionalplanungsbehörden erheben für die 
Durchführung eines Raumordnungsverfahrens Ge-
bühren und Auslagen. Bemessungsgrundlage für die 
Festlegung der Höhe der Gebühr sind die Herstel-
lungskosten des dem Raumordnungsverfahren zu-
grunde liegenden Vorhabens. Der Träger des Vorha-
bens trägt die Kosten für die Hinzuziehung von 
Sachverständigen. Im Übrigen gilt das Gebührenge-
setz für das Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils 
geltenden Fassung.

  (6) Ändern sich die für die Raumordnerische Beur-
teilung maßgeblichen landesplanerischen Ziele, ist 
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zu prüfen, ob die Beurteilung noch Bestand haben 
kann. Die Raumordnerische Beurteilung wird fünf 
Jahre nach der Bekanntgabe darauf überprüft, ob sie 
mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung 
noch übereinstimmt und mit anderen raumbedeutsa-
men Planungen und Maßnahmen noch abgestimmt 
ist. Die Überprüfung ist entbehrlich, wenn mit dem 
Verfahren für die Zulassung des Vorhabens begonnen 
worden ist. Die Raumordnerische Beurteilung wird 
spätestens nach zehn Jahren unwirksam.“

44.   Die Überschrift „2. Abschnitt: Sonstige Instrumente 
zur Planverwirklichung und Plansicherung“ wird 
durch die Überschrift „Teil 8: Instrumente zur Plan-
verwirklichung und Plansicherung“ ersetzt.

45.  Der bisherige § 31 wird § 33 und wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  1.   In Satz 1 werden die Wörter „Regionalrates 
feststellen, den Regionalplan“ durch die Wörter 
„zuständigen Planungsträgers feststellen, den 
Raumordnungsplan“ und die Wörter „zur Ge-
nehmigung“ durch die Wörter „der Landespla-
nungsbehörde“ ersetzt.

  2.   In Satz 2 wird das Wort „Regionalrat“ durch 
die Wörter „der zuständige Planungsträger“ 
ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  1.  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

    „Hat die Landesplanungsbehörde gegen einen 
Raumordnungsplan oder einen sachlichen oder 
räumlichen Teilabschnitt unter Verweis auf ei-
nen Widerspruch zu Zielen der Raumordnung 
rechtliche Bedenken geltend gemacht, so ist sie 
befugt, bei der erneuten Vorlage einen solchen 
Plan oder Teilabschnitt im Einvernehmen mit 
den fachlich zuständigen Landesministerien 
zum Zwecke der Anpassung zu ändern und be-
kanntzumachen.“

  2.   In Satz 2 wird das Wort „Regionalrat“ durch 
die Wörter „zuständigen Planungsträger“ er-
setzt.

46.  Der bisherige § 32 wird § 34 und wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden die Wörter „unter allgemeiner 
Angabe ihrer Planungsabsichten“ durch die Wör-
ter „unter Vorlage der erforderlichen Planunter-
lagen“ ersetzt.

 b)   In Absatz 2 wird das Wort „drei“ durch das Wort 
„zwei“ ersetzt.

 c)  In Absatz 3 wird Satz 3 gestrichen.

 d)   In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Bau-
gesetzbuch“ die Wörter „oder bevor der betroffe-
nen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnah-
me gegeben wird“ eingefügt.

47.  Der bisherige § 33 wird § 35 und wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 wird das Wort „genehmigten“ gestri-
chen.

 b)   In Absatz 6 wird die Zahl „31“ durch die Zahl 
„34“ ersetzt.

48.  Der bisherige § 34 wird § 36 und wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung:

   „(1) Die Landesplanungsbehörde kann im Ein-
vernehmen mit den fachlich zuständigen Landes-
ministerien raumbedeutsame Planungen und 
Maßnahmen sowie die Entscheidung über deren 
Zulässigkeit gegenüber den in § 4 Raumord-
nungsgesetz genannten öffentlichen Stellen un-
tersagen, und zwar

  1.   unbefristet, wenn Ziele der Raumordnung ent-
gegenstehen,

  2.   befristet, wenn sich ein Raumordnungsplan in 
Aufstellung befi ndet und zu befürchten ist, 
dass die Planung oder Maßnahme die Verwirk-
lichung der vorgesehenen Ziele der Raumord-

nung unmöglich machen oder wesentlich er-
schweren würde.

   Sobald das Raumordnungsplanverfahren mit dem 
Erarbeitungsbeschluss begonnen hat, ist von ei-
nem in Aufstellung befi ndlichen Ziel auszugehen.

   Der regionale Planungsträger ist über die Ent-
scheidung der Landesplanungsbehörde zu unter-
richten.“

 b)   In Absatz 2 werden die Wörter „für einen Zeit-
raum von bis zu zwölf Monaten“ gestrichen.

 c)   Die Absätze 3 bis 5 werden gestrichen, die bishe-
rigen Absätze 6 bis 9 werden Absätze 3 bis 6.

 d)   In Absatz 5 (neu) werden die Angaben „nach Ab-
satz 1 Nr. 2“ gestrichen und der Verweis auf die 
Absätze „6 und 7“ durch den Verweis auf die Ab-
sätze „3 und 4“ ersetzt.

 e)   In Absatz 6 (neu) wird der Verweis auf die Absät-
ze „7 und 8“ durch den Verweis auf die Absätze 
„4 und 5“ ersetzt.

49.  § 35 wird gestrichen.

50.  Der bisherige § 36 wird § 37 und wie folgt geändert:

 a)   Die Absätze 1, 5 und 7 werden gestrichen. Die 
bisherigen Absätze 2 bis 4 und der bisherige Ab-
satz 6 werden Absätze 1 bis 4.

 b)  In Absatz 2 (neu) wird folgender Satz 2 angefügt:

   „Die Mitteilungspfl icht der Gemeinden erstreckt 
sich auch auf die raumbezogenen Informationen 
über die Entwicklungen im Gemeindegebiet, die 
für das Monitoring gemäß § 4 Absatz 4 erforder-
lich sind, insbesondere über die bauleitplanerisch 
gesicherten Flächenreserven für Wohnen und Ge-
werbe.“

51.   Die Überschrift „V. Teil: Übergangs- und Schlussvor-
schriften“ wird durch die Überschrift „Teil 9: Ergän-
zende Vorschriften“ ersetzt.

52.  Der bisherige § 50 wird § 38 und wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 wird die Absatzangabe „(1)“ gestri-
chen.

 b)  Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

   „1. das Verfahren zur Bildung und Einberufung 
der Regionalräte sowie für Entschädigungen und 
Zuwendungen“

 c)  Nummer 2 wird gestrichen.

   Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden Num-
mern 2 bis 4.

 d)  Nummer 2 (neu) wird wie folgt gefasst:

   „2. die Abgrenzung des Kreises der Beteiligten 
bei der Erarbeitung der Raumordnungspläne und 
Bedeutung und Form der Planzeichen,“.

 e)  Nummer 4 (neu) wird wie folgt gefasst:

   „4. den Anwendungsbereich sowie den Kreis der 
Beteiligten für ein Raumordnungsverfahren.“

 f)   In Satz 2 wird das Wort „Einvernehmen“ durch 
das Wort „Benehmen“ ersetzt.

 g)  Absatz 2 wird gestrichen.

53.  Der bisherige § 51 wird § 39 und wie folgt gefasst:

  § 28 Raumordnungsgesetz gilt mit folgender Maß-
gabe:

  „(1) Der auf der Grundlage des bisherigen Rechts 
erarbeitete Regionale Flächennutzungsplan bleibt, 
soweit er am (Datum des Inkrafttretens der Über-
gangsvorschrift) wirksam aufgestellt und genehmigt 
ist, wirksam.

  (2) Die Planungsgemeinschaft bleibt zur Änderung, 
Ergänzung und Aufhebung des Regionalen Flächen-
nutzungsplans auf der Grundlage des bisherigen 
§ 25 Landesplanungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung des Gesetzes vom 3. Mai 2005 befugt.

  (3) Das Verfahren zur Änderung, Ergänzung und 
Aufhebung der regionalplanerischen Festlegungen 
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des Regionalen Flächennutzungsplans kann durch 
die entsprechende Planungsgemeinschaft

 1.   bis zum Erarbeitungsbeschluss eines Regional-
plans nur im Benehmen mit dem Regionalver-
band Ruhr

 2.   bis zum Aufstellungsbeschluss eines Regional-
plans nur im Einvernehmen mit dem Regional-
verband Ruhr durchgeführt werden, wenn der 
durch den Regionalverband Ruhr zu erarbeitende 
und aufzustellende Regionalplan den gesamten 
Planungsraum des Regionalverbandes Ruhr um-
fasst.

  (4) Die Befugnis der entsprechenden Planungsge-
meinschaft zur Änderung, Ergänzung und Aufhe-
bung des Regionalen Flächennutzungsplans endet 
mit dem Aufstellungsbeschluss des unter Nummer 1 
genannten Regionalplans, spätestens jedoch am 
31. Dezember 2015.

  (5) Mit dem Ende der Befugnis der Planungsgemein-
schaft zur Änderung, Ergänzung und Aufhebung des 
Regionalen Flächennutzungsplans nach Absatz 4 gilt 
der bauleitplanerische Teil des Regionalen Flächen-
nutzungsplans als Flächennutzungsplan der einzelnen 
an der Planungsgemeinschaft beteiligten Gemeinden 
fort. Er gilt als gemeinsamer Flächennutzungsplan 
i. S. d. § 204 Baugesetzbuch für die an der Planungs-
gemeinschaft beteiligten, benachbarten Gemeinden 
fort, die eine solche Fortgeltung als gemeinsamer Flä-
chennutzungsplan vor Inkrafttreten des unter Absatz 
3 genannten Regionalplans beschließen.“

54.  Der bisherige § 52 wird § 40 und wie folgt gefasst:

 „§ 40

 Inkrafttreten, Berichtspfl icht

  Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

  Die Landesregierung überprüft die Auswirkungen 
dieses Gesetzes und berichtet dem Landtag über das 
Ergebnis der Überprüfung spätestens bis zum Ab-
lauf des 31. Dezember 2014.“

2021
Artikel 2

Das Gesetz über den Regionalverband Ruhr in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 2004 (GV. 
NRW. S. 96), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 24. Juni 2008 (GV. NRW. S. 514), wird wie folgt 
geändert:

1.  § 10 Absatz 9 Satz 1 erhält folgende Fassung:

  „Die Verbandsversammlung wählt aus den Vorschlä-
gen der für das Verbandsgebiet zuständigen Arbeitge-
berverbände, Industrie- und Handelskammern, Hand-
werkskammern und der Landwirtschaftskammer 
jeweils eine Vertreterin oder einen Vertreter sowie aus 
den Vorschlägen der im Verbandsgebiet tätigen 
Gewerkschaften drei Vertreterinnen oder Vertreter als 
beratende Mitglieder hinzu.“

2.  § 10 Absatz 9 Satz 2 erhält folgende Fassung:

  „Zusätzlich werden je ein Mitglied mit beratender 
Stimme aus den im Verbandsgebiet tätigen Sportver-
bänden, Kulturverbänden, den anerkannten Natur-
schutzverbänden und der kommunalen Gleichstel-
lungsstellen hinzu gewählt.“

230
Artikel 3

§ 3 des Bürokratieabbaugesetzes I vom 13. März 2007 
(GV. NRW. S. 133) wird aufgehoben.

Artikel 4

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 16. März 2010

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Minister
für Innovation, Wissenschaft,
Forschung und Technologie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Die Ministerin
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie

Christa  T h o b e n

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

Der Minister
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin
für Schule und Weiterbildung

Barbara  S o m m e r

Der Minister
für Bauen und Verkehr

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Die Justizministerin

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

Der Minister
für Umwelt und Naturschutz,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h l e n b e r g

Der Minister
für Generationen, Familie,

Frauen und Integration
zugleich für
den Minister

für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien
insofern mit der Wahrnehmung

der Geschäfte beauftragt

Armin  L a s c h e t

– GV. NRW. 2010 S. 212
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Verordnung
zur Änderung der Verordnung 

über die zur Verarbeitung 
zugelassenen Daten der Lehrerinnen 

und Lehrer
Vom 15. März 2010

Auf Grund des § 122 Schulgesetz NRW vom 15. Februar 
2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 11 
des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 863), 
wird mit Zustimmung des für Schulen zuständigen 
Landtagsausschusses verordnet:

Die Verordnung über die zur Verarbeitung zugelassenen 
Daten der Lehrerinnen und Lehrer vom 22. Juli 1996 (GV. 
NRW. S. 310), zuletzt geändert durch Verordnung vom 20. 
Dezember 2006 (GV. NRW. 2007 S. 13), wird wie folgt ge-
ändert:

 1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   Die Wörter „des mit der Durchführung des 
Verfahrens“ werden durch die Wörter „im 
Verfahren“ ersetzt.

  bb)   Die Wörter „beauftragten Landes“ werden 
gestrichen.

 b)   In Absatz 4 wird die Angabe „§ 19 a Abs. 2 Satz 3 
SchVG“ durch die Angabe „§ 121 Absatz 2 Satz 3 
Schulgesetz NRW“ ersetzt.

 c)  In Absatz 5 wird die Angabe „§ 10 DSG NW“ 
durch die Angabe „§ 10 DSG NRW“ ersetzt.

 2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)   Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 ein-
gefügt:

   „(4) Die Verarbeitung personenbezogener Daten 
von Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsan-
wärtern sowie von Studienreferendarinnen und 
Studienreferendaren in privaten ADV-Anlagen 
der mit der Ausbildung beauftragten Fachleite-
rinnen und Fachleiter bedarf der schriftlichen, 
ein Verfahrensverzeichnis gemäß § 8 DSG NRW 
enthaltenden Genehmigung durch die Leiterin 
oder den Leiter des Studienseminars. Die Geneh-
migung darf nur erteilt werden, wenn die Verar-
beitung der Daten nach Art und Umfang für die 
Ausbildung erforderlich ist und ein angemessener 
technischer Zugangsschutz nachgewiesen wird. 
Die für die Verarbeitung zugelassenen Daten er-
geben sich aus der Anlage 6. Für die nach Satz 1 
genehmigte Verarbeitung personenbezogener Da-
ten in privaten ADV-Anlagen ist das Studiense-
minar öffentliche Stelle im Sinne des § 2 Absatz 1 
DSG NRW. Die Fachleiterinnen und Fachleiter 
sind verpfl ichtet, der Leiterin oder dem Leiter des 
Studienseminars alle Auskünfte zu erteilen, die 
für die Wahrnehmung der datenschutzrechtlichen 
Verantwortung erforderlich sind.“

 b)   Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Absätze 5 
und 6.

 3.   In § 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Weisung“ die 
Wörter „der Schule oder“ eingefügt.

 4.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)   In § 5 Absatz 2 Satz 4 wird die Angabe „§ 21 
Satz 2 SchVG“ durch die Angabe „§ 60 Absatz 2 
Satz 2 Schulgesetz NRW“ ersetzt.

 b)   In § 5 Absatz 3 wird die Angabe „§ 3 LBG“ durch 
die Angabe „§ 2 LBG NRW“ ersetzt.

 5.  § 8 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 2 Nummer 4 werden die Wörter „die 
Staatlichen Prüfungsämter“ durch die Wörter 
„das Landesprüfungsamt“ ersetzt.

 b)   In Absatz 4 werden die Wörter „das Landesamt 
für Datenverarbeitung und Statistik“ durch die 

Wörter „den Landesbetrieb Information und 
Technik NRW (IT.NRW)“ ersetzt.

 c)   In Absatz 7 Satz 1 werden die Wörter „des mit der 
Durchführung beauftragten Landes“ gestrichen.

 d)   Absatz 8 erhält vor der Aufzählung folgende Fas-
sung:

   „Zum Zwecke der Beteiligung nach § 61 Schul-
gesetz NRW dürfen von den Schulaufsichtsbehör-
den an die Schulträger die folgenden personen-
bezogenen Daten einer Bewerberin oder eines 
Bewerbers übermittelt werden:“.

 6.  § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 2 wird die Angabe „§ 102 f Abs. 5 LBG“ 
durch die Angabe „§ 90 Absatz 5 LBG NRW“ er-
setzt.

 b)  Nummer 3 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Buchstabe a werden die Wörter „Lehrer-
versetzung und“ gestrichen.

  bb)   In Buchstabe b werden die Wörter „ Lehrer-
einstellungsverfahren und“ gestrichen.

 c)   Nach Satz 3 Nummer 4 werden folgende Sätze 4 
und 5 eingefügt:

   „Für in privaten ADV-Anlagen gespeicherte Da-
ten (§ 2 Absatz 4) beträgt die Aufbewahrungsfrist 
ein Jahr. Sie beginnt mit Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die Lehramtsanwärterin, der Lehr-
amtsanwärter, die Studienreferendarin oder der 
Studienreferendar von der Fachleiterin oder dem 
Fachleiter nicht mehr ausgebildet wird.“

 7.  § 11 erhält folgende Fassung:

 „§ 11
 Inkrafttreten, Berichtspfl icht

  (1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.

  (2) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
unterrichtet die Landesregierung bis zum 31. De-
zember 2015 und danach erneut alle fünf Jahre über 
die Erfahrungen mit dieser Verordnung.“

 8.  § 12 wird aufgehoben.

 9.  Anlage 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In den „Erläuterungen zu den Zweckbestimmun-
gen“ Nummer 2 Buchstabe d wird die Angabe 
„§ 5 c SchVG“ durch die Angabe „§ 3 Absatz 4 
SchulG“ ersetzt.

 b)   In Nummer 5.6 werden die Wörter „Besoldungs-/ 
Vergütungs-/ Lohngruppe“ durch die Wörter „Be-
soldungs-/ Vergütungs-/Lohn-/ Entgeltgruppe“ 
ersetzt.

10.   Anlage 2 Abschnitt III. Nummer 3 wird wie folgt ge-
fasst:

  „Besoldungs-/ Vergütungs-/ Entgeltgruppe, Tätig-
keitsbereich, Unterrichtsfächer, Merkmale nach Ein-
gruppierungserlassen“.

11.  Anlage 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Nummer 1.16 wird nach dem Wort „Geburts-
ort,“ das Wort „Geburtsland,“ eingefügt.

 b)   In Nummer 5.7 werden die Wörter „Besoldungs-/ 
Vergütungs-/ Lohngruppe“ durch die Wörter „Be-
soldungs-/ Vergütungs-/Lohn-/ Entgeltgruppe“ 
ersetzt.

 c)   In Nummer 6.14 wird nach der Angabe „Mutter-
schutz:“ das Wort „Frist,“ eingefügt.

 d)   In der Fußnote **) wird die Angabe „§ 19 a Abs. 2 
Satz 3 SchVG“ durch die Angabe „§121 Absatz 2 
Satz 3 SchulG“ ersetzt.

12.  Anlage 4 wird wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift werden die Wörter „für die 
Staatlichen Prüfungsämter“ durch die Wörter 
„des Landesprüfungsamtes“ ersetzt.
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 b)   In der Fußnote ***) wird die Angabe “§ 19 a 
Abs. 3 SchVG“ durch die Angabe „§ 121 Absatz 3 
SchulG“ ersetzt.

13.  Anlage 5 wird wie folgt geändert:

 a)   Nach Nummer 1.5 werden folgende neue Num-
mern 1.6 und 1.7 eingefügt:

  „1.6 Familienstand“

  „1.7 Zahl der Kinder“

   Als Zweckbestimmung werden jeweils die Num-
mern 1, 2, 3 a, 3 b und 3 c angekreuzt.

 b)   Die bisherigen Nummern 1.6 bis 1.9 werden Num-
mern 1.8 bis 1.11.

 c)   Nummer 1.11 (neu) wird die Angabe „1.1-1.8“ 
durch die Angabe „1.1-1.11“ ersetzt.

14.   Nach Anlage 5 wird folgende neue Anlage 6 einge-
fügt:

 „Anlage 6 
 (vgl. § 2 Absatz 4)

  Datensatz bei der Genehmigung der Verarbeitung 
personenbezogener Daten von Lehramtsanwärterin-
nen und Lehramtsanwärtern sowie von Studienrefe-
rendarinnen und Studienreferendaren in privaten 
ADV-Anlagen der mit der Ausbildung beauftragten 
Fachleiterinnen und Fachleiter

 1.  Name, Vorname

 2.  E-Mail**

 3.   Beurteilung der Leistungen der Lehramtsanwär-
terinnen, Lehramtsanwärter, Studienreferenda-
rinnen und Studienreferendare durch die sie aus-
bildenden Fachleiterinnen und Fachleiter.

 **)  Soweit im Einzelfall nicht erforderlich, ist die 
Angabe freiwillig und jederzeit widerrufbar.“

15.  Die bisherige Anlage 6 wird Anlage 7.

16.  Anlage 7 (neu) wird wie folgt geändert:

 a)  Die Nummer 1.10 wird wie folgt gefasst:

   „1.10 Kind: Name, Vorname, Behinderung/ Aus-
weiskennzeichen/ Gleichstellung, Geburtsdatum, 
Geburtsmerkmal, Geburtsort, Geburtsland, Ge-
schlecht, Staatsangehörigkeit, Zurechnung“.

 b)   In Nummer 1.12 werden nach der Angabe „Be-
hinderung:“ die Wörter „Ausweiskennzeichen, 
Gleichstellung,“ eingefügt.

 c)   In Nummer 1.13 wird die Angabe „,Grund“ ge-
strichen.

 d)   In Nummer 5.4 wird nach der Angabe „Mutter-
schutz:“ das Wort „Frist,“ eingefügt.

Düsseldorf, den 15. März 2010

Die Ministerin
für Schule und Weiterbildung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Barbara  S o m m e r

– GV. NRW. 2010 S. 219
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Verordnung
zur Regelung von Zuständigkeiten nach 
dem Bundesvertriebenengesetz und dem 
Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz

Vom 23. März 2010

Auf Grund des § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisati-
onsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 18. November 
2008 (GV. NRW. S. 706) – insoweit nach Anhörung des 
fachlich zuständigen Ausschusses – und auf Grund des 
§ 25 Absatz 2 Satz 2 des Strafrechtlichen Rehabilitie-
rungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2664), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 
(BGBl. I S. 2904), in Verbindung mit § 10 Absatz 2 des 
Häftlingshilfegesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. Juni 1993 (BGBl. I S. 838), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 1694), wird verordnet:

§ 1

Zuständige Behörde für die landesinterne Verteilung der 
berechtigten Personen nach §§ 2 und 10 a Absatz 1 Lan-
desaufnahmegesetz ist die Bezirksregierung Arnsberg.

§ 2

(1) Zuständige Behörden für die Entscheidungen über 
die Rücknahme von Bescheinigungen gemäß § 15 Bun-
desvertriebenengesetz sind die Gemeinden als Ausstel-
lungsbehörden.

(2) Über die Ausstellung von Zweitschriften entscheiden 
die Ausstellungsbehörden.

§ 3

(1) Zuständige Behörden für die Gewährung von Leis-
tungen nach § 25 Absatz 2 in Verbindung mit §§ 17 und 
19 des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes sind die 
Kreise und kreisfreien Städte.

(2) Zuständige Behörden für die Gewährung von Leis-
tungen nach § 25 Absatz 2 in Verbindung mit § 17 a des 
Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes sind die Be-
zirksregierungen.

§ 4

Zuständig für die Feststellung der Rechtseigenschaft 
nach § 1 des Häftlingshilfegesetzes und für die Ausstel-
lung der Bescheinigung gemäß § 10 Absatz 4 des Häft-
lingshilfegesetzes sind die Kreise und kreisfreien Städte.

§ 5

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verord-
nung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Bun-
desvertriebenengesetz und dem Strafrechtlichen Rehabi-
litierungsgesetz vom 22. Februar 1994 (GV. NRW. S. 89) 
außer Kraft.

(3) Das zuständige Ministerium berichtet der Landesre-
gierung bis zum 31. Dezember 2015 und danach alle fünf 
Jahre über die Auswirkungen dieser Verordnung.

Düsseldorf, den 23. März 2010

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Dr. Jürgen R ü t t g e r s

Der Minister
für Generationen, Familie,

Frauen und Integration

Armin L a s c h e t

– GV. NRW. 2010 S. 220
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Erste Satzung zur Änderung der Satzung 
über den Ersatz von Aufwendungen 

für die Mitglieder der Medienkommission 
der Landesanstalt für Medien Nordrhein-

Westfalen (LfM) – 1. Änderungssatzung
Vom 22. Januar 2010

Aufgrund § 99 Satz 4 des Landesmediengesetzes Nord-
rhein-Westfalen (LMG NRW) vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. 
S. 334), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Dreizehnten 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den „West-
deutschen Rundfunk Köln“ und des Landesmediengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LMG NRW) – 
13. Rundfunkänderungsgesetz – vom 8. Dezember 2009 
(GV. NRW. S. 728), erlässt die Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM) folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung über den Ersatz von Aufwendungen für die 
Mitglieder der Medienkommission der Landesanstalt für 
Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) vom 31. Januar 2007 
(GV. NRW. S. 102) wird wie folgt geändert:

In § 1 Absatz 1 werden nach dem Wort „Reisen“ die Wör-
ter „der ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder 
der Medienkommission“ eingefügt.

§ 2

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

Düsseldorf, den 22. Januar 2010

Der Direktor
der Landesanstalt für Medien
Nordrhein-Westfalen (LfM)

Prof. Dr. Norbert Schneider

– GV. NRW. 2010 S. 221
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